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Drucksache V/4403 


Schriftlidier Beridit 

des Ausschusses für das Bundesvermögen 
(23. Ausschuß) 

über den Antrag des Bundesministers der Finanzen 
— Drucksache V/4324 — 

betr. Zustimmung des Bundestages zur Ausgabe stimmrechts- 
loser Vorzugsaktien durch die Deutsche Lufthansa AG 
(DLH) 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Frerichs 


Die obengenannte Vorlage auf Zustimmung wurde 
in der 238. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
13. Juni 1969 dem Ausschuß für das Bundesvermögen 
federführend und dem Haushaltsausschuß sowie dem 
Verkehrsausschuß mitberatend überwiesen. Der 
federführende Ausschuß behandelte die Vorlage am 
17. Juni 1969. 

Die Bundesregierung hat gemäß § 47 RHO ge- 
beten, folgenden Beschluß des Deutschen Bundes- 
tages herbeizuführen: 

„Der Deutsche Bundestag stimmt zu, daß den 
privaten Aktionären der Deutschen Lufthansa 
AG das Recht eingeräumt wird, ihre Stamm- 
aktien in stimmrechtslose Vorzugsaktien mit 
nachzuzahlender Dividende von 5 v. H. zu tau- 
schen und daß den Inhabern der Optionsscheine 
aus der Optionsanleihe 1967 das Recht ein- 
geräumt wird, bei Ausübung des Optionsrechts 
wahlweise Stamm- oder Vorzugsaktien obiger 
Art zu beziehen." 

Seit der im Jahre 1965 beschlossenen Kapital- 
erhöhung der Deutschen Lufthansa AG auf 400 Mio 
DM befinden sich Aktien dieses Unternehmens in 
Höhe von 71 358 000 DM im Besitz privater Aktio- 
näre. Der Bund hatte damals mit Zustimmung der 
gesetzgebenden Körperschaften auf die Ausübung 
eines Teiles seiner Bezugsrechte verzichtet. Der Bun- 
destag hatte dabei besonderen Wert darauf gelegt, 
daß die qualifizierte Mehrheit des Bundes am Kapi- 
tal der DLH in Höhe von 75 v. H. erhalten blieb. 

Nach Anlaufverlusten, die vom Bund abgedeckt 
wurden, hat die Lufthansa erstmalig im Jahre 1963 


eine ausgeglichene Bilanz vorgelegt und seitdem 
Gewinne erzielt. Diese Gewinne konnten unter Aus- 
nutzung steuerlicher Verlustvorträge den gesetz- 
lichen und freien Rücklagen der Gesellschaft zuge- 
führt werden. Hierdurch wurden die Eigenmittel der 
Gesellschaft erhöht und die finanziellen und wirt- 
schaftlichen Verhältnisse der Gesellschaft verbessert, 
ln Zukunft wird es wegen des weiterhin expandie- 
renden Anlagevermögens notwendig und zweck- 
mäßig sein, die zusätzlichen Investitionen neben 
einer Eigenfinanzierung (Abschreibungen und Rück- 
lagenbildung) auch durch Kapitalerhöhungen zu 
decken. Weitere Kapitalerhöhungen haben jedoch 
nach allgemeiner Erfahrung im Wirtschaftsleben die 
Aufnahme einer regelmäßigen Dividendenzahlung 
zur Voraussetzung. 

Daß die Lufthansa bisher noch keine Dividende 
gezahlt hat, wurde in der Öffentlichkeit und insbe- 
sondere von den Privataktionären wiederholt be- 
anstandet. Soweit es sich übersehen läßt, wird für 
1969 ein positives Ergebnis zu erwarten sein. Des- 
halb werden in der kommenden Hauptversammlung 
der Gesellschaft die privaten Aktionäre erneut auf 
Aufnahme der Dividendenzahlung drängen. 

Bei der gegenwärtigen Ertragslage wird es der 
Deutschen Lufthansa nicht möglich sein, eine Divi- 
dende für alle Aktionäre zu zahlen. Die Gesellschaft 
hat deshalb zusammen mit der Bundesregierung 
Überlegungen angestellt, ob eine differenzierte Be- 
handlung der Großaktionäre und der freien Aktio- 
näre in der Frage der Zahlung einer Dividende an 
die privaten Aktionäre möglich und gerechtfertigt 
sei. Um allen Interessen gerecht zu werden, wurde 
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vorgeschlagen, den privaten Aktionären das Recht 
einzuräumen, ihre Stammaktien zu gleichem Nenn- 
wert in stimmrechtslose Vorzugsaktien mit nach- 
zuzahlender Dividende von 5 v. H. zu tauschen. Das 
Recht zum Tausch berührt wirtschaftlich auch das 
Recht der Inhaber von Optionsscheinen, die durch 
die Begebung der Optionsanleihe von 1967 geschaf- 
fen wurden. Den Inhabern der Optionsscheine soll 
deshalb das Recht eingeräumt werden, bei der Aus- 
übung ihres Optionsrechts wahlweise Stamm- oder 
Vorzugsaktien zu beziehen. Die übrigen Aktionäre 
der öffentlichen Hand haben sich bereits damit ein- 
verstanden erklärt, daß Vorzugsaktien zu den ge- 
nannten Bedingungen den privaten Aktionären und 
den Inhabern der Optionsscheine überlassen werden 
sollen. 

Von dem Umtausch von Stammaktien in Vorzugs- 
aktien und von der Aufnahme der Dividenden- 
zahlung für die Vorzugsaktien wird erwartet, daß 
für spätere Kapitalbeschaffungsmaßnahmen günstige 
Voraussetzungen geschaffen werden können. Die 
Gesellschaft erwartet insbesondere, daß eine künf- 
tige Kapitalaufstockung über pari, also mit einem 
Agio versehen, am Kapitalmarkt untergebracht wer- 
den kann. 

über den Umtausch in stimmrechtslose Vorzugs- 
aktien und die für die gesamte Transaktion notwen- 
digen Satzungsänderungen soll in der ordentlichen 
Hauptversammlung im Jahre 1969 beschlossen wer- 
den. Dabei soll gemäß § 141 Abs. 2 AktGes die 
Ausgabe weiterer Vorzugsaktien ausdrücklich Vor- 
behalten werden. 

Der Ausschuß für das Bundesvermögen hat die 
Vorlage, die die Bundesregierung eingehend be- 
gründet hat, beraten. Er ist zwar der Auffassung, 
daß die Einräumung eines Dividendenvorzuges für 


eine Gruppe von Aktionären gleichzeitig eine ge- 
wisse finanzielle Benachteiligung für die übrigen 
Aktionäre, in diesem Falle für die Großaktionäre 
der öffentlichen Hand, darstellt. Diesem Nachteil 
stehen jedoch gewisse Vorteile gegenüber. Die Auf- 
nahme der Dividendenzahlung wird das Ansehen 
der Lufthansa fördern und weitere Kapitalerhöhun- 
gen, die zur teilweisen Finanzierung der anhalten- 
den Flottenverstärkung in künftigen Jahren notwen- 
dig sein werden, erleichtern. Insbesondere aber sieht 
der Ausschuß in der Transaktion eine weitere Siche- 
rung der vom Bundestag aufgestellten Forderung, 
auch künftig die qualifizierte Mehrheit des Bundes 
zu erhalten. Der Ausschuß erwartet, daß durch die 
Schaffung der stimmrechtslosen Vorzugsaktien spe- 
kulative Einflüsse von der Lufthansa-Aktie weit- 
gehend ferngehalten werden können. 

Wie bereits anläßlich der Zustimmung zur Be- 
gebung einer Optionsanleihe der Deutschen Luft- 
hansa Aktiengesellschaft im Jahre 1967 (Drucksache 
V/1911) festgestellt, hält es der Ausschuß im Hin- 
blick auf die hohen finanziellen Anforderungen, die 
die Lufthansa auch in Zukunft an die Bundesrepublik 
entsprechend ihrem Kapitalanteil stellen wird, für 
wünschenswert, daß die Bundesregierung in Zukunft 
darauf Bedacht nimmt, ihren Einfluß entsprechend 
dem finanziellen Risiko des Bundes stärker als bis- 
her zum Ausdrude zu bringen. Der Ausschuß hat da- 
bei z. B. an die Vertretung des Bundesschatzmini- 
sters und des Bundesministers für Wirtschaft im 
Aufsichtsrat gedacht. 

Nachdem auch die mitberatenden Ausschüsse die 
Vorlage der Bundesregierung gebilligt haben, stimmt 
der Ausschuß für das Bundesvermögen dem Vor- 
schlag der Vorlage und damit dem Beschluß der 
Bundesregierung zu. 


Bonn, den 17. Juni 1969 


Dr. Frerichs 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Bundestag stimmt gemäß § 47 RHO dem Be- 
schluß der Bundesregierung — Drucksache V/4324 — 
zu, daß den privaten Aktionären der Deutschen Luft- 
hansa AG das Recht eirigeräumt wird, ihre Stamm- 


aktien in stimmrechtslose Vorzugsaktien mit nach- 
zuzahlender Dividende von 5 v. H. zu tauschen 
und daß den Inhabern der Optionsscheine aus der 
Optionsanleihe 1967 das Recht eingeräumt wird, bei 
Ausübung des Optionsrechts wahlweise Stamm- 
oder Vorzugsaktien obiger Art zu beziehen. 


Bonn, den 17. Juni 1969 


Der Ausschuß für das Bundesvermögen 


Junghans 

Vorsitzender 


Dr. Frerichs 

Berichterstatter 



